
Antrag
der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, Ludwig Hartmann, Claudia
Köhler, Jürgen Mistol, Verena Osgyan, Tim Pargent, Stephanie Schuhknecht, Dr. Markus
Büchler, Patrick Friedl, Barbara Fuchs, Mia Goller, Christian Hierneis, Paul Knoblach,
Ursula Sowa, Martin Stümpfig, Laura Weber und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Bayerns Bäche schützen: Monitoring kleiner Fließgewässer in Bayern
verbessern

Der Landtag wolle beschließen:

Die Staatsregierung wird aufgefordert, das Monitoring bayerischer Bäche hinsichtlich
ihrer Pestizidbelastung deutlich auszubauen. Dabei ist der flächendeckende Einsatz
ereignisbezogener, automatisierter Probenahmesysteme, die bei Starkregen und vergleichbaren
hydrologischen Ereignissen selbständig Proben erfassen, anzustreben.

Darüber hinaus soll ein datenbasiertes Modellierungssystem zur Identifikation von
Eintragspfaden und Belastungshotspots, basierend auf den Messergebnissen ereignisbezogener
Monitoringstationen, aufgebaut werden.

Begründung:

Kleine Fließgewässer bilden das Rückgrat der bayerischen Gewässerlandschaft und
sind aufgrund ihrer Nähe zu landwirtschaftlich genutzten Flächen besonders anfällig für
den Eintrag von Pestiziden. Gleichwohl werden sie im bisherigen Regelmonitoring der
Wasserrahmenrichtlinie (WRRL) häufig nicht mit der erforderlichen räumlichen Dichte und vor
allem nicht ereignisbezogen überwacht. Das WRRL-Überblicksmessnetz für Fließgewässer
erfasst zwar prioritäre Stoffe – darunter relevante Pestizidwirkstoffe –, erfolgt aber überwiegend
turnusmäßig und verfehlt damit die kurzzeitigen Spitzenbelastungen, die typischerweise bei
Starkregen durch Abschwemmung und Hofabläufe auftreten. Eine zielgenaue Bewertung des
chemischen und ökologischen Zustands kleiner Bäche ist so gerade in den kritischen Situationen
kaum möglich.

Die Notwendigkeit eines flächendeckenden Monitorings belegt unter anderem das
bundesweite Kleingewässermonitoring des Helmholtz-Zentrums für Umweltforschung (UFZ;
https://www.ufz.de/kgm/index.php?de=44480): Für kleine und mittlere Fließgewässer im
Agrarraum werden häufige Überschreitungen von Umweltqualitätsnormen dokumentiert,
und Pestizidcocktails gelten als wesentlicher Treiber des unzureichenden ökologischen
Zustands. Auch das Umweltbundesamt beschreibt, dass mehr als 80 Prozent der Bäche
belastet sind (UBA; https://www.umweltbundesamt.de/themen/chemikalien/pflanzenschutzmittel/
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problematik-bei-zulassung-einsatz/auswirkungen-von-pflanzenschutzmitteln-auf/
kleingewaessermonitoring#undefined).

Nach Angaben des Bayerischen Landesamts für Umwelt erreichen nur etwa 21% der
bayerischen Oberflächengewässer einen „guten“ Zustand. Dieses Defizit kann ohne eine
belastbare Datengrundlage in den Quell- und Bachsystemen – den zentralen „Frühwarnstufen“
im Gewässernetz – nicht geschlossen werden. Die Kombination aus ereignisbezogener,
automatisierter Probenahme in kleinen Bächen sowie der Aufbau modellgestützter Hotspot-
Analysen schafft die Voraussetzungen, um Eintragspfade zu identifizieren, Maßnahmen zu
priorisieren und die Wirksamkeit wasser- und agrarpolitischer Instrumente zielgenau zu steuern.
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Knoblach, Ursula Sowa, Martin Stümpfig und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Freie Wege für Tiere und Pflanzen an Bayerns natürlichen Lebenslinien: Für
einen funktionierenden Biotopverbund an Flüssen und Bächen

Der Landtag wolle beschließen:

Die Staatsregierung wird aufgefordert, bis spätestens 2027 ein landesweites Handlungskonzept
für einen vollständigen, durchgängigen Biotopverbund entlang aller bayerischen Flüsse
und Bäche zu erstellen und in der Folge umzusetzen. Ziel ist es, bestehende Lücken im
Biotopverbund entlang der bayerischen Fließgewässer zu identifizieren und möglichst bis 2030,
spätestens bis 2035, vollständig zu schließen.

Begründung:

Ein funktionierender Biotopverbund ist eine der zentralen Voraussetzungen für den Erhalt der
Artenvielfalt. Für Tier- und Pflanzenarten ist es entscheidend, sich zwischen verschiedenen
Lebensräumen bewegen zu können – ob zur Nahrungssuche, zu saisonalen Wanderungen, zur
Fortpflanzung oder zum genetischen Austausch. Gewässer wie Flüsse und Bäche wirken dabei
als natürliche Lebenslinien und verbinden unterschiedlichste Lebensräume in der Landschaft.

Das Bayerische Landesamt für Umwelt (LfU) beschreibt den Biotopverbund als ein System aus
Kernflächen, Verbindungsräumen und ökologisch wertvollen Biotopen, das den langfristigen
Erhalt der Artenvielfalt erst ermöglicht. Unterbrochene Landschaftsstrukturen führen zu
isolierten Populationen, genetischer Verarmung und zu einem Rückgang der Arten, die auf
Austauschprozesse angewiesen sind.

Doch der aktuelle Zustand zeigt erhebliche Defizite: Vier von fünf Fließgewässern in Bayern
verfehlen den von der Wasserrahmenrichtlinie geforderten „guten ökologischen Zustand“. Große
Teile der Gewässer sind eingedeicht, verbaut oder durch Barrieren wie Wehre und Verrohrungen
so stark zerschnitten, dass natürliche Wanderbewegungen vieler Arten kaum möglich sind.
Hinzu kommen rund 57.000 Querbauwerke in den bayerischen Flüssen und Bächen, von
denen nur ein Bruchteil für Fische und andere Gewässerorganismen durchwanderbar ist.
Diese künstliche Zerschneidung verhindert die Ausbreitung und den genetischen Austausch
aquatischer Arten, aber auch die natürliche Dynamik von Flusslandschaften, die für Amphibien,
Insekten, wassergebundene Vögel und Ufervegetation essenziell ist (https://fluss-frei-raum.org/
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magazin/der-oekologische-zustand-der-fluesse-in-bayern-2025-zahlen-daten-und-dringender-
handlungsbedarf/).

Dies zeigt: Die Lücken im Biotopverbund entlang der Gewässer sind erheblich und müssen
gezielt geschlossen werden. Ein wirksamer Verbund ist für viele Arten überlebenswichtig.
Fließgewässer bieten sich als natürliche Achsen für diesen Verbund besonders an: sie
transportieren Pflanzensamen, ermöglichen arttypische Wanderbewegungen und bilden
natürliche Ausbreitungsräume im Klimawandel. Nur durch das Schließen bestehender Lücken
entsteht ein funktionales Netzwerk, das Artenvielfalt langfristig stabilisiert und Bayern gegen die
Folgen des Klimawandels widerstandsfähiger macht.
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„Auenprogramm Bayern“ wieder aufleben lassen

Der Landtag wolle beschließen:

Die Staatsregierung wird aufgefordert, das Auenprogramm Bayern fortzuschreiben und inhaltlich
weiterzuentwickeln und bis spätestens 2027 ein aktualisiertes, ressortübergreifend abgestimmtes
Handlungskonzept vorzulegen. Dieses soll konkrete, überprüfbare Ziele sowie geeignete
Maßnahmen definieren, um bis 2030 substanzielle Fortschritte bei Sicherung, Entwicklung und
Wiederherstellung bayerischer Auen zu erreichen. Dabei sind insbesondere klare Zielgrößen für
Wiederanschlüsse von Auen an Gewässer, Renaturierungsmaßnahmen, Flächenentwicklung
sowie Monitoring-Standards festzulegen. Den Handlungsempfehlungen des Landesamts für
Umwelt (https://www.lfu.bayern.de/wasser/auen/auenprojekte/index.htm) ist dabei Rechnung
zu tragen. Darüber hinaus sind die wertvollen Erkenntnisse des Aueninstituts der Katholischen
Universität Eichstätt-Ingolstadt systematisch miteinzubeziehen und das Aueninstitut als zentrale
Forschungseinrichtung im Bereich Auenökologie und Auenentwicklung gezielt zu stärken.

Begründung:

Auen gehören zu den ökologisch wertvollsten Landschaftsräumen Bayerns. Sie erfüllen
zentrale Funktionen für den Naturhaushalt und den Schutz der Bevölkerung, denn sie speichern
Hochwasser auf natürliche Weise und verringern dadurch Überflutungsrisiken; sie filtern
Nähr- und Schadstoffe und tragen so zum sauberen Wasser bei; zugleich gehören sie zu den
artenreichsten Lebensräumen Mitteleuropas. Viele bedrohte Arten – darunter Amphibien,
Libellen, Fische, Wat- und Wiesenvögel sowie zahlreiche spezialisierte Pflanzen – sind
unmittelbar auf intakte Auen angewiesen.

Mit dem „Auenprogramm Bayern“ verfügte der Freistaat über ein strategisches Instrument,
das diese Funktionen stärken sollte, insbesondere durch Sicherung, Entwicklung und
Wiederherstellung von Auenflächen (https://www.lfu.bayern.de/wasser/auen/index.htm).
Allerdings zeigten sich über die Jahre erhebliche Defizite bei der Erfassung von
Auenlebensräumen, bei Renaturierungen und beim hydrologischen Wiederanschluss ehemals

VorAn - Dokument - ID: 209456 zuletzt geändert von Kohl, Thomas am 18.05.2026 - 10:20 1
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN Status: in Bearbeitung



überfluteter Flächen (https://fluss-frei-raum.org/magazin/der-oekologische-zustand-der-
fluesse-in-bayern-2025-zahlen-daten-und-dringender-handlungsbedarf/ ). Trotz einzelner
Projekte blieb das Gesamtprogramm weit hinter seinem Anspruch zurück (https://www.bfn.de/
gewaesser-und-auenentwicklung). Auch der Bund Naturschutz in Bayern (BN) weist in
seinem „Rettungsplan für unsere Auen“ auf den dringenden Handlungsbedarf hin. Er fordert
unter anderem deutlich mehr Renaturierungsprojekte, die Wiederanbindung von Flussauen
an natürliche Überflutungsdynamiken, Flächenkäufe zum Schutz besonders wertvoller
Auenkomplexe, die konsequente Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie sowie ein verbindliches
Monitoring der ökologischen Entwicklung. Das Landesamt für Umwelt hat nach Auswertung
der Projektdatenbank einen umfangreichen Empfehlungskatalog für Auenentwicklungsprojekte
vorgelegt, dessen Umsetzung dringend erforderlich ist. Die Forschung des an der Katholischen
Universität Eichstätt-Ingolstadt angegliederten Aueninstituts soll in diesem Zusammenhang
berücksichtigt und gestärkt werden.

Aktuell besteht neuer Handlungsdruck: Mit dem EU-Restoration Law verpflichtet sich Deutschland
(und damit auch Bayern) dazu, bis 2030 mindestens 20% der degradierten Ökosystemflächen zu
renaturieren. Auen zählen dabei zu den prioritären Lebensräumen. Ohne klare Ziele, messbare
Etappenschritte und ausreichende Ressourcen ist dieses Ziel kaum erreichbar.

Angesichts der ökologischen, wasserwirtschaftlichen und klimarelevanten Bedeutung von
Auen sowie der europäischen Verpflichtungen ist es unerlässlich, dass der Freistaat eine
klare, ambitionierte Zielsetzung für das Auenprogramm vorlegt, diese konsequent umsetzt und
belastbar evaluiert. Dies dient sowohl dem Arten- und Gewässerschutz als auch dem Schutz der
Bevölkerung vor Hochwasserereignissen und ist damit von hohem gesamtgesellschaftlichem
Wert.
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Zustand und Renaturierung des Rappenalpbachs

Der Landtag wolle beschließen:

Die Staatsregierung wird aufgefordert, dem Bayerischen Landtag mündlich und schriftlich über
den aktuellen ökologischen Zustand des Rappenalpbachs im Naturschutzgebiet „Allgäuer
Hochalpen“ zu berichten, insbesondere im Hinblick auf die massiven und teils illegalen
Begradigungen und Aufschüttungen, die im Herbst 2022 vorgenommen wurden und den ehemals
mäandrierenden Bergbach in einen stark kanalisierten Verlauf verwandelten.

Der Bericht soll den Stand der bisherigen Renaturierungsmaßnahmen, deren Ergebnisse
und deren ökologische Wirksamkeit, einschließlich der im Jahr 2023 abgeschlossenen ersten
Wiederherstellungsarbeiten, bei denen Dämme abgetragen und Totholz eingebracht wurden,
umfassen.

Darüber hinaus soll die Staatsregierung ihre Einschätzung abgeben

• welche weiteren Renaturierungsmaßnahmen erforderlich sind, um dem ursprünglichen
Zustand möglichst nahe zu kommen,

• in welchem Zeitraum diese Maßnahmen realistisch umsetzbar sind, und
• welche Gesamtkosten dafür zu erwarten sind.

Schließlich soll die Staatsregierung bewerten, inwieweit die ursprünglichen naturnahen Strukturen
– inklusive Mäander, verzweigte Fließläufe, Schwemmlingsfluren und Auwaldbestandteile –
überhaupt vollständig wiederhergestellt werden können, und welche naturschutzfachlichen
Risiken bestehen, falls dies nicht gelingt.

Begründung:

Der Rappenalpbach im Oberallgäu war über viele Jahre hinweg einer der ökologisch wertvollsten
und dynamischsten Alpenbäche Bayerns und ein herausragendes Naturjuwel des europäischen
Naturerbes. Dies änderte sich abrupt durch massive, nicht genehmigte Eingriffe im Herbst 2022,
bei denen der Bach auf rund 1,5 Kilometern Länge begradigt, eingeengt und mit Kies überdeckt
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wurde. Diese Maßnahmen zerstörten essenzielle Lebensräume einer Vielzahl spezialisierter Tier-
und Pflanzenarten und führten zu einem erheblichen Verlust ökologischer Dynamik.

Die rechtlichen und verwaltungstechnischen Konsequenzen der Eingriffe beschäftigen
seitdem nicht nur Behörden, sondern auch Gerichte und die Fachöffentlichkeit in ganz Bayern.
Vor dem Verwaltungsgericht Augsburg wurde 2023 ein Vergleich zwischen Freistaat und
Alpgenossenschaft geschlossen, der eine gemeinsame Wiederherstellung des Gewässers
vorsieht. Parallel laufen strafrechtliche Verfahren wegen vorsätzlicher Gefährdung eines
geschützten Gebietes und nachteiliger Gewässerveränderung.

Der Fall des Rappenalpbachs besitzt eine Bedeutung, die weit über das Oberallgäu hinausreicht
und grundlegende naturschutz-, wasserwirtschafts- und haushaltspolitische Fragen für
ganz Bayern aufwirft. Die Zerstörung eines ökologisch hoch wertvollen Wildbachsystems
in einem streng geschützten Gebiet stellt einen landesweit relevanten Präzedenzfall
dar, da sie grundlegende Fragen der Kontrolle, Verantwortlichkeit und Durchsetzung
des Naturschutzrechts berührt. Das betrifft nicht nur die unmittelbare Region, sondern
alle bayerischen Naturschutzgebiete, in denen ähnliche Konflikte zwischen Nutzung,
Hochwasserschutz und Naturschutz entstehen können. Zudem handelt es sich beim
Rappenalpbach um einen der seltenen alpinen Wildflüsse, deren naturnahe Dynamik – Mäander,
verzweigte Fließläufe, Schwemmlingsfluren und Auwaldbereiche – schon vor den illegalen
Eingriffen 2022 von überregionaler Bedeutung war und deren Zerstörung gravierende Folgen für
Biodiversität, ökologische Prozesse und Landschaftswirkung hat. Dass der Bach 2022 massiv
begradigt, eingeengt und mit Kies überschüttet wurde, wodurch ein zuvor einzigartiges Naturjuwel
stark geschädigt wurde, zeigt die Tragweite des Falles für den gesamten Freistaat.

Hinzu kommt, dass die ökologischen Schäden nicht nur erheblich, sondern nach
übereinstimmender fachlicher Einschätzung bislang auch keineswegs vollständig behoben sind.
Fachverbände wie der BUND Naturschutz betonen, dass die bisherigen Sanierungsschritte
– trotz der ersten Wiederherstellungsarbeiten im Jahr 2023, bei denen unter anderem
aufgeschüttete Dämme abgetragen und Totholz zur Strukturierung in den Bach eingebracht
wurde – bei Weitem nicht ausreichen, um die ursprüngliche Dynamik des Wildbachs
wiederherzustellen. Viele Elemente des ursprünglichen Systems wie Schwemmlingsfluren
und Teile der Auwaldbiotope sind weiterhin ausgedeicht und nicht der natürlichen Dynamik
des Baches ausgesetzt. Der Verband weist ausdrücklich darauf hin, dass die vollständige
Renaturierung voraussichtlich viele Jahre dauern wird und zusätzliche Maßnahmen notwendig
sind, deren Umfang und Wirksamkeit derzeit noch unklar sind.

Von besonderer Relevanz für den Landtag ist zudem die finanzielle Dimension:
Renaturierungsmaßnahmen von Gewässersystemen dieser Größe und Komplexität sind
kostenintensiv. Nach dem vor dem Verwaltungsgericht Augsburg geschlossenen Vergleich
zwischen Freistaat und Alpgenossenschaft ist eine gemeinsame Finanzierung weiterer
Maßnahmen vereinbart worden, wobei Art und Höhe zukünftiger Kosten noch nicht abschließend
absehbar sind. Der Landtag hat daher ein legitimes Interesse daran, über finanzielle
Verpflichtungen des Freistaats, die voraussichtliche Belastung des Haushalts und die
wirtschaftliche Tragfähigkeit der geplanten Renaturierungsstrategie transparent und frühzeitig
informiert zu werden.

Gerade weil Renaturierungserfolge Zeit benötigen und ökologische Schäden oft irreversibel sind,
ist es notwendig, dass der Landtag regelmäßig und umfassend über Fortschritte, Verzögerungen,
Kosten und Erfolgsaussichten informiert wird. So wird gewährleitet, dass er seinen Kontroll-
und Steuerungsauftrag wahrnehmen und sicherstellen kann, dass die Folgen eines derart
gravierenden Naturschutzskandals umfassend aufgearbeitet und wichtige Konsequenzen daraus
gezogen werden.
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